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i^kahobfp ! Das Hochwas-
ser an der Elbe hat in den
vergangenen Tage nicht nur
die Mitglieder der Wildes-
hauser Feuerwehr auf den
Plan gerufen (wir berichte-
ten). Auch eine Gruppe des
hiesigen Malteser Hilfs-
dienstes ist am Sonntag
nach Magdeburg gereist,
um dort ihren Anteil im
Kampf gegen die Wasser-
massen zu leisten.
Die rund 25 Mitglieder

der Katastrophenschutzein-
heit der Malteser im Offizia-
latsbezirk Oldenburg sind
hauptsächlich für Evakuie-
rungsmaßnahmen zustän-
dig. „Dazu gehört zum Bei-
spiel die Evakuierung von
bettlägerigen Patienten, die
ihr Haus nicht mehr selber
verlassen können“, berich-
tete gestern Roman Kamin-
ski, Leiter der Notfallvorsor-
ge bei den Maltesern, auf

Nachfrage unserer Zeitung.
Zunächst würden die auf
Hilfe angewiesenen Men-
schen in Notunterkünften
untergebracht. Dies könn-
ten große, leer stehende Ge-
bäude, aber auch extra er-
richtete Zelte sein. „Unsere
Jungs sind seit Sonntag, 20
Uhr, unermüdlich im Ein-
satz“, erklärte Kaminski.
Untergebracht seien die
Helfer aus dem Landkreis
Oldenburg in den Magde-
burger Messehallen.
Während die Malteser in

Sachsen Anhalt eingesetzt
sind, kümmern sich die Mit-
glieder des Deutschen Ro-
ten Kreuzes (DRK) aus dem
Landkreis Oldenburg um
den Transport von Feldbet-
ten und Decken in den
Kreis Lüchow-Dannenberg
(Niedersachsen). Auch dort
laufen Evakuierungsmaß-
nahmen. Über den DRK-Lan-

desverband wurden gestern
aus dem Landkreis Olden-
burg noch weitere Zelte an-
gefordert. Die Zelte gelan-
gen mit Lastwagen in die

Krisenregion.
Der Gewässerkundliche

Landesdienst des Nieder-
sächsischen Landesbetriebs
für Wasserwirtschaft, Küs-

ten- und Naturschutz
(NLWKN) ging gestern
Abend davon aus, dass an
den Pegeln der Scheitelwert
nahezu erreicht sei, sich

aber auf einem hohem Ni-
veau über mehrere Tage
halten werde.
Für die Helfer vor Ort

geht der Einsatz weiter. ! àë
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i^kahobfp ! Ansgar Focke,
Landtagsabgeordneter der
CDU, hatte sich vor einigen
Tagen besorgt über die Zu-
kunft des Seniorenservice-
büros in Wardenburg geäu-
ßert. Dass Sozialministerin
Cornelia Rundt (SPD) ange-
kündigt habe, sie wolle nur
diejenigen Seniorenservice-
büros weiter aufrecht erhal-
ten, deren Kommunen be-
reits heute einer noch unbe-
kannten Umstrukturierung
zustimmten, sei eine un-
mögliche Forderung.
Auf diesen Vorstoß Fo-

ckes reagiert jetzt die SPD-
Landtagsabgeordnete Rena-
te Geuter. „Die Äußerungen
von Herrn Focke sind an
Unverfrorenheit kaum noch
zu überbieten. Wer in der
Regierungsverantwortung
dafür gesorgt hat, dass die
Finanzierung der Senioren-
servicebüros ab 2014 über-
haupt nicht mehr vorgese-
hen war, sollte nun entwe-
der den Mund halten oder
die jetzige Regierung tat-
kräftig unterstützen, die
Fehler der Vergangenheit
auszubügeln. In der Haus-
haltsplanung für 2013 hatte
die alte Landesregierung für
die Seniorenservicebüros fi-
nanziell bereits das Auslau-

fen der Seniorenservicebü-
ros im Laufe des Jahres vor-
gesehen“, so Geuter.
Damit die endende Finan-

zierung des Landes nicht
auch zur Beendigung der
Arbeit vor Ort führe, habe
die Sozialministerin Rundt
für diese Anlaufstellen die
Weiterfinanzierung bis En-
de des Jahres sichergestellt.
„Gleichzeitig muss eine Eva-
luation der vorhandenen
Strukturen frei von Zeit-
zwängen vorgenommen
werden, um möglichst ef-
fektiv eine bedarfsgerechte
Beratungslandschaft aufzu-
stellen und stabile Struktu-
ren zu schaffen. Hierbei
sind auch die Bedarfe des
ländlichen Raumes zu be-
rücksichtigen“, betont Geu-
ter. Von einer Zerschlagung
der Beratungsstrukturen für
Senioren sei keine Rede.
„Es ist Aufgabe der Oppo-

sition, die Regierung zu kri-
tisieren und Verbesserungs-
vorschläge zu machen. Es
ist aber unredlich, die eige-
nen Fehler der nicht vor-
handenen Anschlussfinan-
zierung zu vergessen und
nun an der Sache vorbei
Forderungen aufzustellen,
die man selber vor kurzem
gar nicht wollte“, so Geuter.
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d^kabohbpbb ! Welche
Möglichkeiten gibt es, um
Altersinkontinenz zu be-
handeln? Um diese Frage
geht es während eines Vor-
trags von Barbara Frank,
Physiotherapeutin, Becken-
bodentherapeutin und zer-
tifizierte Urotherapeutin,
am Donnerstag, 13. Juni,
um 20 Uhr im Alten Rat-
haus Ganderkesee (Rathaus-
straße 24). Im Speziellen
geht die Referentin auf the-
rapeutische Ansätze zur Lin-
derung der Beschwerden
ein. Organisiert wird der
Vortrag von der regioVHS
Ganderkesee-Hude.
Wie in einer Pressemittei-

lung der regioVHS betont
wird, ist der Vortrag nicht
nur für Betroffene gedacht.
Er könne auch als Möglich-
keit gesehen werden, sich
auf ein gesundes Leben im
Alter vorzubereiten.
„Obwohl das Bewusstsein

für die eigene Gesundheit
bei der älteren Generation
immer mehr zunimmt, sind
Körperzonen wie der Geni-
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talbereich immer noch mit
einem großen Schamgefühl
verbunden“, erläutert Bar-
bara Frank. Aus diesem
Grund sei die Blasen- und
die Stuhlhalteschwäche oft
ein Tabuthema. Und das,
obwohl mehr als sieben Mil-
lionen Deutsche an einer
Harninkontinenz leiden.
Der Eintritt zum Vortrag

ist frei, eine Anmeldung ist
aus organisatorischen Grün-
den unter Telefon
04222/44444 erforderlich.
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Während der Sitzung, zu
der es unüblicher Weise
keinen Beschlussvorschlag
der Verwaltung gegeben
hatte, formulierte die CDU/
FDP-Mehrheitsgruppe eine
Vorlage. Danach soll es zum
Thema Schlachthof eine for-
melle Bürgerentscheidung
geben. Der Beschlussvor-
schlag wurde mit fünf zu
vier Stimmen gegen den
Willen der „Opposition“
durchgedrückt. SPD und
Kommunale Alternative
wollten das Schlachthof-
Projekt gänzlich begraben
sehen.
An die Bürgerbefragung

ist laut Antrag der Mehr-
heitsgruppe ein vorhaben-
bezogener Bebauungsplan
gekoppelt. In diesem regeln
die Gemeinde und der In-
vestor in Kooperation die
genauen Eckpunkte des
Bauvorhabens – zum Bei-
spiel alle Details zur Pro-
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duktionsmenge, zur Was-
serversorgung, zur Abwas-
serbeseitigung und zum
Lastwagenverkehr. Erst,
wenn die Eckpunkte exakt
feststehen, sollen die Bür-
ger über das Vorhaben ab-
stimmen.
Hintergrund dieser Betei-

ligungs-Variante ist laut
Mehrheitsgruppe eine
größtmögliche Transpa-
renz. Der Investor müsse
exakte Zahlen nennen, sich
langfristig daran binden
und bei der Umsetzung des
Projektes auch Zugeständ-
nisse machen. „Mehr Demo-
kratie geht nicht“, betonte
Heinz Siemer (FDP) im Hin-
blick auf den Bürgerent-
scheid.
Währenddessen sah die

„Opposition“ in dem Antrag
lediglich eine Verzöge-
rungstaktik. „Wir hatten
unsere Bürgerbefragung
schon am 7. April“, sagte
Carsten Grallert („Unabhän-
gige“). Am 7. April war der
Sozialdemokrat Thorsten
Schmidtke mit großer
Mehrheit zum Gemeinde-
oberhaupt gewählt worden,
nachdem er sich während
des Wahlkampfes deutlich
gegen den Schlachthof posi-
tioniert hatte.

Erneut waren gestern etli-
che Menschen auf den Rat-
hausvorplatz gekommen,
um spontan gegen den
Schlachthof zu demonstrie-
ren. Das Interesse an der
Sitzung war abermals
enorm. Nicht alle Gäste
konnten einen Platz im Sit-
zungssaal ergattern. Auffäl-
lig war jedoch, dass diesmal
auch mehrere Befürworter
des Schlachthofs die Diskus-
sion im Ausschuss verfolg-
ten. Es wurde deutlich, dass
längst nicht alle Bürger der
Gemeinde Großenkneten
das Projekt von vornherein
ablehnen.
Ebenfalls schien es vielen

Landwirten ein Bedürfnis
zu sein, ihrem Ärger über
das negative Image, das ih-
rer Branche anhaftet, Luft
zu machen. Henning Roh-
wold (CDU) griff diese Stim-
mung auf: „Der Umgang
mit der Landwirtschaft ist
nicht in Ordnung“, sagte er.
„Unsere Landwirte werden
als Agrar-Industrielle darge-
stellt. Meiner Meinung nach
gibt es in Großenkneten
nur Familienbetriebe, deren
Mitglieder hart arbeiten.“
Anstatt die Stimmung wei-
ter anzuheizen, sei die
Mehrheitsgruppe seit Wo-

chen darum bemüht, einen
Kompromiss für den
Schlachthof zu erreichen.
Dass sich die Fraktionen
nicht haben einigen kön-
nen, sei schade – insbeson-
dere vor dem Hintergrund,
dass es aus Reihen der SPD
auch positive Rückmeldun-
gen zu dem Schlachthof ge-
geben habe.
Die Sozialdemokraten

wollten diese Behauptung
so nicht stehen lassen. An-
drea Oefler stellte stattdes-
sen den Antrag, sowohl das
Verfahren zur Änderung
des Flächennutzungsplans
als auch das Verfahren zur
Aufstellung eines Bebau-
ungsplans für das entspre-
chende Grundstück einzu-
stellen. Diesen Antrag wie-
derum ergänzte die Mehr-
heitgruppe um das Wort
„zunächst“. Das Bauleit-
planverfahren liegt damit
auf Eis. Erst nach einem po-
sitiven Bürgerentscheid
könnte das Verfahren wie-
der aufgenommen werden.
Ganz wasserfest ist die

Variante allerdings noch
nicht: Der gestrige Be-
schlussvorschlag des Aus-
schusses muss noch durch
den Gemeinderat abgeseg-
net werden.

^eielok ! Walter Kreien-
borg, Investor und Antrag-
steller des Schlachthofs in
Ahlhorn, hatte im Vorfeld
der gestrigen Ausschusssit-
zung darum gebeten, die
Punkte zum Thema
Schlachthof von der Tages-
ordnung zu nehmen und sie
stattdessen in einer künfti-
gen Sitzung zu behandeln.
Die Vertreter von SPD, Kom-
munaler Alternative und
Unabhängige sahen darin
ein Zeichen, dass der Inves-
tor mit der Bürgerbefragung
(siehe Aufmacher) nicht ein-
verstanden sei. Der Antrag
auf Verschiebung – gestellt
hatte ihn aus förmlichen
Gründen Bürgermeister
Thorsten Schmidtke – wur-
de per Mehrheitsbeschluss
abgelehnt. ! àë
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^eielok ! Ein deutliches
Zeichen gegen das geplante
Schießsportzentrum in Ahl-
horn haben gestern die Mit-
glieder des Planungs- und
Umweltausschusses der Ge-
meinde Großenkneten ge-
setzt. Einstimmig votierten
die Fraktionen für die Ände-
rung des Flächennutzungs-
plans, wonach das betroffe-
ne Gelände „Zum Langen
Moor“ als Gewerbegebiet
ausgewiesen werden soll.
Ebenfalls einstimmig wurde
die dazugehörige Aufstel-
lung eines Bebauungsplanes
beschlossen.
Die Nutzung des Geländes

für den Bau einer Trainings-
und Ausbildungsstätte für
Jäger dürfte damit vom
Tisch sein – zumal die Ge-
meinde ihren Satzungsbe-
schluss durch eine Verände-
rungssperre abgesichert
hat. Allerdings hatten die
antragstellenden Jägerschaf-
ten aus Cloppenburg und
Vechta schon angekündigt,
die Entwicklung so nicht
hinnehmen zu wollen. Ob
und in welcher Form eine
Klage auf die Gemeinde
Großenkneten zukommt,
ist noch unklar.
Auf dem 11,4 Hektar gro-

ßen Gelände will nun die
„Flugplatz Ahlhorn GmbH“,
die ihren Namen vor kur-
zem in „Metropolpark Han-
salinie“ umgeändert hat,
Abstell- und Lagermöglich-
keiten für ihre Produkte er-
richten. Ein neues Bauleit-
planverfahren ist dafür not-
wendig. ! àë
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